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Medizingeschichte

Psychiatrische Versorgung  
in Österreich
Im zweiten und letzten Teil der Miniserie werden Entwicklungen und Konjunkturen der ambulanten psychiatrischen 
Versorgung ab der Mitte des 20. Jahrhunderts thematisiert.

Von Felicitas Söhner und Elisa Sittenberger

ersten europäischen Arbeitstagung12 
(1971) und die von der Österreichi­
schen Gesellschaft für Psychische Hy­
giene veranstaltete Konferenz Psychi­
atrie im Aufbruch (1973) gaben we­
sentliche Impulse für Reformvorha­
ben in mehreren Bundesländern.13 
Die Sprecher der Konferenz gaben 
Einblick in die internationalen Erfah­
rungen [Fritz Redlich (USA), N. Persic 
(Jugoslawien), John Wing (Großbritan­
nien), Erik Strömgren (Skandinavien), 
Caspar Kulenkampff (BRD)] und den 
aktuellen Stand der psychiatrischen 
Versorgung in Österreich [Strotzka, 
Heinz Katschnig, Peter Berner]. 

Gesetzesnovelle
Die zweite Novelle des Krankenan­
staltengesetzes (1974) ermöglichte die 
Einrichtung von Fachabteilungen für 
Neurologie und Psychiatrie an Schwer­
punktkliniken; der begleitend erstellte 
Österreichische Krankenanstaltenplan 
(1976) sah diese Abteilungen vor al­
lem in der Funktion der Akut- und 
Erstversorgung.14 Der ab Mai 1975 als 
beratendes Gremium des Gesund­
heitsministeriums einberufene Beirat 
für psychische Hygiene (Vorsitz: Hans 
Strotzka) bereitete wesentliche Rah­
menbedingungen für die psychiatri­
sche Versorgung vor.15

Im benachbarten Italien übte die von 
Franco Basaglia ausgehende demokrati­
sche Psychiatrie heftige Kritik an der 
psychiatrischen Versorgungssituati­
on.16 Basaglia betonte u. a. die Wichtig­
keit alternativer, psychiatrischer Be­
treuungsmodelle in direkter Nähe 
zum Wohnort des Patienten wie auch 
die Einbindung stationärer psychiatri­
scher Behandlungseinheiten in allge­
meine öffentliche Krankenhäuser.17 
Sein politisch formuliertes Reform­
konzept provozierte im Österreich der 
1970er Jahre intensive Debatten; in 

Versorgungsgrundsätzen7, auch re­
formorientierte gesetzliche Festlegun­
gen wie in Großbritannien (1959 Men­
tal Health Act), Frankreich (1960) und 
den USA (1963 Community Mental 
Health Act)8 waren einflussreich. In 
Deutschland formulierten die Rodewi­
scher Thesen (DDR, 1965) und die 
Psychiatrie-Enquete (BRD, 1975) Mängel 
und Reformideen für die psychiatri­
sche Versorgung.9 Ein zentrales Anlie­
gen des Enquete-Berichts waren die 
ambulanten Dienste: Die Kommission 
empfahl nachdrücklich den Ausbau 
extramuraler Versorgungseinrichtun­
gen10 und äußerte sich bezüglich der 
Familienpflege eher zurückhaltend.11

Die Empfehlungen der WHO zur Ein­
führung regionaler psychiatrischer 
Versorgungssysteme anlässlich einer 

❯❯ Durch die Nachkriegssituation ver­
änderten sich die Aufgabenfelder der 
psychiatrischen Kliniken sowie der 
ambulanten Psychiatrie. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg und der NS-Herr­
schaft befand sich die Infrastruktur 
psychiatrischer Versorgung in einem 
äußerst schlechten Zustand.1 Auch in 
der allgemeinen medizinischen Ver­
sorgung mangelte es an alltäglichen 
Dingen, so dass sich diese insbesonde­
re auf existentielle Fragen richtete. Be­
strebungen der Alliierten, sämtliche 
belasteten Bereiche zu entnazifizieren, 
erwiesen sich als äußerst diffizil.2 Auf­
grund der damit zusammenhängen­
den personellen Kontinuität blieben 
Denkmuster und Strategien in der 
Psychiatrie wenig verändert.3

Aufgrund der schlechten Strukturen 
erfuhren ambulante Versorgungsmo­
delle einen massiven Bedeutungsver­
lust.4 Mit der Konsolidierung der poli­
tischen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse ab Mitte der 1950er Jahre führten 
Innovationen pharmakotherapeuti­
scher und psychologischer Konzepte 
zu deutlichen Fortschritten in der Ver­
sorgung. Das Interesse öffnete sich für 
rehabilitative Methoden und soziothe­
rapeutische Ansätze.5 Der Wiener 
Psychiater und Psychoanalytiker 
Hans Strotzka befasste sich in einer 
ersten einschlägigen deutschsprachi­
gen Monographie (1959) mit klini­
schen Aufgaben und Möglichkeiten 
der Sozialpsychiatrie.6 Er verstand die 
Berücksichtigung des Lebensraumes, 
die Bedeutung sozialer und berufli­
cher Integration sowie gemeindena­
her Behandlungsangebote als we­
sentliche Elemente psychiatrischer 
Versorgung.
Eine wesentliche Grundlage für die be­
ginnende Öffnung des fachlichen Dis­
kurses lag in den von der Weltgesund­
heitsorganisation (WHO) formulierten Fo
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Fürsorgerin in Steinhof (1960er Jahre)
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Wien organisierte sich 1976 die demo­
kratische Psychiatrie, die psychiatriekri­
tisch und gesellschaftspolitisch agier­
te.18 Heinz Katschnig erinnerte Schwie­
rigkeiten der Akzeptanz ambulanter 
Versorgungsangebote in der umliegen­
den Bevölkerung: „Ich habe in Wien ein 
ambulantes Zentrum ... gründen wol­
len. Das ist massiv gescheitert an dem 
Widerstand der Bevölkerung und der 
Zeitungen.“19

1974 publizierte Katschnig in der Wie­
ner Stadtplanungszeitschrift Leitlinien 
für eine sektorisierte psychiatrische Versor­
gung der Bevölkerung, die für die weitere 
Entwicklung der psychiatrischen Ver­
sorgung in Wien eine Grundlage bilde­
ten.20 Im April 1979 wurde der Zielplan 
für psychiatrische und psychosoziale Ver­
sorgung Wiens von Stadtrat Alois Sta­
cher und dessen Psychiatriebeauftrag­
ten Stefan Rudas vorgelegt und vom 
Gemeinderat beschlossen. Der ‚Ziel­
plan‘ sah eine integrierende regionale 
Versorgung vor und setzte seinen 
Schwerpunkt beim Ausbau ambulan­
ter und nachsorgender Institutionen.21 
In die Diskussionen wurden Daten aus 
einer Stichtagserhebung22 und Daten 
zur psychiatrischen und psychosozialen 
Versorgung der österreichischen Bevölke­
rung23 wie auch der Bericht über die Lage 
der Psychiatrie in der Bundesrepublik 
Deutschland einbezogen.24 Eberhard 
Gabriel erinnerte sich an die Situation 
extramuraler Versorgungsangebote in 
Wien: „Die jetzt geläufigen Alternati­
ven zur vollstationären Behandlung, 
die teilstationären Settings, die inten­
sive sozialpsychiatrische interprofes­
sionelle Betreuung von Kranken, auch 
in akuten Krankheitszuständen, das 
hat es überhaupt nicht gegeben.“25

Gemeindenahe Psychiatrie
Zur Unterstützung ambulanter und 
komplementärer psychiatrischer Ver­
sorgung wurde der Psychosoziale Dienst 
Wien gegründet.26 Mittels Zielplan und 
Psychosoziale Dienste Wien wurden 
ab 1980 die Leitlinien erstmalig in 
Österreich in Wien umgesetzt.27 Das 
wesentliche Element der Reformpläne 
lag in der Verlagerung des Schwer­
punktes von der stationären auf die 
teilstationäre und ambulante, gemein­
denahe Versorgung.28 Für die Idee, 
psychiatrische Versorgung gemeinde­
nah zu organisieren, setzten sich eini­
ge Akteure ein und gründeten die 
Österreichische Gesellschaft für Gemeinde­
nahe Psychiatrie: u.a. Rainer Danzinger 
in Graz, Hartmut Hinterhuber in Inns­
bruck, Heinz Katschnig in Wien, Her­
bert Mackinger in Salzburg, Alois 
Marksteiner in Klosterneuburg und 
Werner Schöny in Linz.29

Eberhard Gabriel organisierte eine 
Reihe von Symposien am Steinhof in 
Wien, in denen insbesondere die Ver­
bindung von Praxis und Wissenschaft 
gepflegt wurde. Dort wurde seit den 
1970er Jahren die Beeinflussbarkeit 
psychiatrischer Krankheitsverläufe 
mittels reformorientierer Versor­
gungsangebote intensiv diskutiert. 
Insbesondere das 6. Steinhof-Symposi­
on, das die Klinik 1980 gemeinsam mit 
dem Kuratorium für Psychosoziale 
Dienste organisierte, sprach institutio­
nelle Fragen der Zusammenarbeit 
an.30 Auf dem 8. Steinhof-Symposion 
(1982) verwies Gabriel auf das „unab­
dingbare (...) Instrument (...) des von 
Anfang an aus dem Krankenhaus 
Hinausarbeitens (auf die) Kooperati­
on mit jenen Einrichtungen des Ge­
sundheitswesens, die im ambulanten 
und teilstationären Versorgungsbe­
reich arbeiten.“31 Unter seiner Leitung 
veränderte sich die Abteilungsstruk­
tur im Psychiatrischen Krankenhaus 
der Stadt Wien grundlegend. 
Nach Eruierung der epidemiologi­
schen Daten zur psychiatrischen Ver­
sorgung in Wien veranlasste er mit 
dem Ziel einer Reduzierung der Lang­
zeitbereiche die Einteilung der Ein­
richtung in akute, subakute, rehabili­
tative und gerontopsychiatrische Ab­
teilungen. Mit Unterstützung des 
Psychosozialen Dienstes konnte die 
Klinikleitung die Bettenzahl im 
Psychiatrischen Krankenhaus deut­
lich senken.32

Trotz engagierter lokaler Angebote 
ambulanter Versorgung, wie bei­
spielsweise in Wien oder der an der 
Nervenklinik Graz angesiedelten Fa­
milienpflege, in der Patienten bei 
Pflegefamilien mit bäuerlichem Hin­
tergrund untergebracht wurden,33 be­
schrieb der Gesundheitssoziologe 
Rudolf Forster 1980 für Österreich ei­
ne „Dominanz der kaum reformierten 
und öffentlich erst zögernd kritisier­
ten Anstaltspsychiatrie (als) noch re­
lativ ungebrochen“.34

Verbindlicher Psychiatrieplan
Im Van Swieten Memorandum zur 
psychiatrischen Versorgung forderte die 
Gesellschaft Österreichischer Nerven­
ärzte und Psychiater 1986 ein bundes­
weites Netz komplementärer psychia­
trischer Versorgungsangebote.35 Eber­
hard Gabriel plädierte 1991 für eine 
schrittweise Verwirklichung psychia­
trischer Abteilungen in Allgemein­
krankenhäusern mit zugeordneten 
begrenzten Einzugsgebieten und kon­
statierte diese als in noch keinem 
Bundesland radikal umgesetzt, je­
doch an mehreren Orten in konkreten 

Projekten geplant.36 Für das überwie­
gend ländliche Bundesland Nieder­
österreich wurde dieses Konzept 
2007 umgesetzt: dem Niederöster­
reichischen Psychiatrieplan 2003 fol­
gend wurde das psychiatrische Groß­
krankenhaus Gugging geschlossen 
und durch vier regionale psychiatri­
sche Abteilungen an Allgemeinkran­
kenhäusern ersetzt.37

Ein weiterer reformorientierter Impuls 
ging aus von der Studie „Struktureller 
Bedarf in der psychiatrischen Versor­
gung“ des Österreichischen Bundesins­
titutes für Gesundheitswesen (1997). 
Deren Kernergebnisse und die Prinzi­
pien des Wiener „Zielplans“ (1979) bil­
deten die Basis des ersten österreich­
weit verbindlichen Psychiatrieplans, 
des Österreichischen Krankenanstalten- 
und Großgeräteplans (1999). Dieser be­
tonte die Präferenz ambulanter psy­
chiatrischer Versorgung.38

Im historischen Rückblick zeigt sich 
ein Bild wechselnder Konjunkturen 
der ambulanten Psychiatrie in Ab­
hängigkeit von gesundheitspoliti­
schen Entwicklungen und fachlichen 
Tendenzen. Für die Nachkriegszeit 
lässt sich eine „relativ späte Auf­
merksamkeit für die Lage psychisch 
Kranker“39 beobachten, die zusam­
menhängt mit der Situation des wirt­
schaftlichen Wiederaufbaus, der 
Stabilisierung demokratischer Ver­
hältnisse und des Strebens nach sozi­
aler Sicherheit. Erst mit einem politi­
schen Wandel öffnete sich die politi­
sche Aufmerksamkeit für Fragen der 
psychischen Gesundheit und leitete 
damit einen längeren Weg ein bis zur 
Formulierung einer österreichweit 
verbindlichen Leitlinie für die psychi­
atrische Versorgung, in der ambulan­
te psychiatrische Angebote verankert 
und empfohlen wurden.� ❮❮
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